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(Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz - EnVKG)

EnVKG
Ausfertigungsdatum: 10.05.2012
Vollzitat:

"Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz vom 10. Mai 2012 (BGBI. | S. 1070), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz
7 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 226) geandert worden ist"
Stand: Zuletzt geandert durch Art. 2 G v. 22.6.2026 | Nr. 191

Hinweis: Anderung durch Art. 3 G v. 20.7.2026 | Nr. 215 textlich nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht
abschliefend bearbeitet

Anderung durch Art. 8 Abs. 7 G v. 23.7.2026 | Nr. 226 textlich nachgewiesen, dokumentarisch noch
nicht abschliefend bearbeitet

FuBBnote
(+++ Textnachweis ab: 17.5.2012 +++)
(+++ Amtlicher Hinweis des Normgebers auf EG-Recht:
Umsetzung der
EGRL 94/1999 (CELEX Nr: 399L0094) +++)

(+++ Zur Anwendung vgl. § 1 +++)

Das G wurde als Artikel 1 des G v. 10.5.2012 | 1070 vom Bundestag beschlossen. Es ist gem. Art. 5 Satz 1 dieses
G am 17.5.2012 in Kraft getreten.
Amtliche Languberschrift: IdF d. Art. 2 Nr. 1 G v. 22.6.2026 | Nr. 191 mWv 1.11.2026
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Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden fiir die Kennzeichnung von neu in Verkehr gebrachten Produkten mit Angaben
Uber den Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen sowie Kohlendioxid-Emissionen mittels
Verbrauchskennzeichnung, sonstigen Produktinformationen und Angaben in der Werbung und in sonstigen
Werbeinformationen. Neben den Angaben im Sinne des Satzes 1 sind auch Angaben Uber die Auswirkungen von
Produkten auf den Verbrauch an Energie und auf andere wichtige Ressourcen vom Anwendungsbereich dieses
Gesetzes erfasst.

(2) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf

1. gebrauchte Produkte,

2. Etiketten, Beschriftungen, Leistungsschilder oder sonstige Informationen und Zeichen, die aus
Sicherheitsgriunden an Produkten angebracht werden, und

3. Produkte, die ausschliellich zur Verwendung fur militarische Zwecke bestimmt sind.

§ 2 Begriffshestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes
1. ist Produkt der Oberbegriff fir

a) energieverbrauchsrelevante Produkte; dies umfasst Gegenstande, deren Nutzung den Verbrauch
von Energie beeinflusst und die in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen werden,
einschlieBlich Produktteile, die

aa) zum Einbau in ein energieverbrauchsrelevantes Produkt bestimmt sind,

bb) als Einzelteile flr Endverbraucher in Verkehr gebracht werden oder in Betrieb genommen
werden und

cc) getrennt auf ihre Umweltvertraglichkeit gepruft werden kénnen;

b) Kraftfahrzeuge im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 1999/94/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 1999 lber die Bereitstellung von
Verbraucherinformationen tber den Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen beim Marketing fir
neue Personenkraftwagen (ABI. L 12 vom 18.1.2000, S. 16), die zuletzt durch die Verordnung (EG)
Nr. 1137/2008 (ABI. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geandert worden ist;

) Reifen im Sinne der Artikel 2 und 3 Nummer 1 der Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 Uber die Kennzeichnung von
Reifen in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter (ABI. L 342 vom
22.12.2009, S. 46), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 228/2011 (ABI. L 62 vom 9.3.2011, S.
1) geandert worden ist;

2. ist Verordnung der Europaischen Union
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a) ein delegierter Rechtsakt in der Rechtsform der Verordnung im Sinne des Artikels 10 der Richtlinie
2010/30/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 Uber die Angabe des
Verbrauchs an Energie und anderen Ressourcen durch energieverbrauchsrelevante Produkte
mittels einheitlicher Etiketten und Produktinformationen (ABI. L 153 vom 18.6.2010, S. 1) oder

b) die Verordnung (EG) Nr. 1222/2009;

ist Verbrauchskennzeichnung
die Kennzeichnung von Produkten mit Angaben Uiber den Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen
Ressourcen sowie Uber COz-Emissionen und mit sonstigen zusatzlichen Angaben mittels einheitlicher

Etiketten, Aufkleber oder Hinweise;

sind sonstige Produktinformationen
Materialien, wie Datenblatter, Aushange am Verkaufsort oder Leitfaden, die Informationen Gber den
Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen sowie Uber CO>-Emissionen oder zusatzliche

Angaben enthalten;

sind zusatzliche Angaben
weitere Angaben Uber die Leistung und die Merkmale eines Produkts, die sich auf dessen Verbrauch an
Energie, den Verbrauch an anderen wichtigen Ressourcen oder den CO»-AusstoR beziehen oder die fur die

Beurteilung des Verbrauchers von Nutzen sind und auf messbaren Daten beruhen;
sind sonstige Werbeinformationen

a) technische Werbematerialien im Sinne des Artikels 3 Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr.
1222/2009;

b) die in einer Rechtsverordnung nach § 4 geregelten technischen Werbeschriften, Werbematerialien
und Werbeschriften;

gilt als Wirtschaftsakteur
der Lieferant, der Hersteller des Kraftfahrzeugs, deren Bevollmachtigter oder bevollmachtigter Vertreter,
der Importeur und der Handler von Produkten;

gilt als Lieferant

der Hersteller oder dessen Bevollmachtigter in der Europaischen Union oder im Europaischen
Wirtschaftsraum oder der Importeur, der das energieverbrauchsrelevante Produkt oder den Reifen

in der Europaischen Union oder im Europaischen Wirtschaftsraum in Verkehr bringt oder das
energieverbrauchsrelevante Produkt in Betrieb nimmt; in Ermangelung dessen gilt als Lieferant jede
natlrliche oder juristische Person, die das energieverbrauchsrelevante Produkt oder den Reifen in Verkehr
bringt oder das energieverbrauchsrelevante Produkt in Betrieb nimmt;

ist Hersteller des Kraftfahrzeugs
der in der Zulassungsbescheinigung Teil | genannte Hersteller oder, wenn dieser nicht in Deutschland
ansassig ist, dessen bevollmachtigter Vertreter;

ist Bevollmachtigter oder bevollmachtigter Vertreter

jede in der Europaischen Union oder einem Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraums
ansassige naturliche oder juristische Person, die der Hersteller schriftlich beauftragt hat, in seinem
Namen bestimmte Aufgaben wahrzunehmen, um seine Verpflichtungen nach diesem Gesetz und der
einschlagigen Gesetzgebung der Europaischen Union zu erfillen;

ist Importeur

jede in der Europaischen Union oder einem Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraums ansassige
natirliche oder juristische Person, die ein Produkt aus einem Staat, der nicht der Europaischen Union oder
dem Europaischen Wirtschaftsraum angehért, in Verkehr bringt;

ist Handler

a) jede natdrliche oder juristische Person, die ein energieverbrauchsrelevantes Produkt dem
Endverbraucher zum Kauf, zum Abschluss eines Mietvertrages oder ahnlicher entgeltlicher
Gebrauchsiberlassung anbietet oder ausstellt;

b) jede natdrliche oder juristische Person in der Lieferkette, die Reifen im Sinne des Artikels 3
Nummer 9 der Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 auf dem Markt bereitstellt, mit Ausnahme des
Lieferanten oder des Importeurs;
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) jede natdrliche oder juristische Person, die in Deutschland neue Kraftfahrzeuge im Sinne von
Nummer 1 Buchstabe b ausstellt oder zum Kauf oder Leasing anbietet;

ist Bereitstellung auf dem Markt

jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts zum Vertrieb, Verbrauch oder zur
Verwendung auf dem Markt der Europaischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum im Rahmen einer Geschaftstatigkeit;

ist Inverkehrbringen

die erstmalige entgeltliche oder unentgeltliche Bereitstellung eines Produkts auf dem Markt der
Europaischen Union oder in einem der Vertragsstaaten des Europaischen Wirtschaftsraums zum Vertrieb
oder zur Verwendung des Produkts innerhalb der Europaischen Union, unabhangig von der Art des
Vertriebs;

ist Anbieten
das Anbieten eines Produkts zum Kauf, zum Abschluss eines Mietvertrages oder ahnlicher entgeltlicher
Gebrauchsuberlassung an den Endverbraucher;

ist Ausstellen
das Aufstellen oder Vorfihren von Produkten fiir den Endverbraucher am Verkaufsort zu Werbezwecken;

ist Rickruf
jede MaRnahme, die darauf abzielt, die Riickgabe eines dem Endverbraucher bereitgestellten Produkts zu
erwirken;

ist Ricknahme
jede MaBnahme, mit der verhindert werden soll, dass ein Produkt, das sich in der Lieferkette befindet, auf
dem Markt bereitgestellt wird,;

ist Marktuberwachung
jede von den zustandigen Behérden durchgeflihrte Tatigkeit und von ihnen getroffene Malnahme, durch
die sichergestellt werden soll, dass ein Produkt mit den Anforderungen dieses Gesetzes Ubereinstimmt;

ist Marktiberwachungsbehdrde
jede Behdrde, die fur die Durchfihrung der Marktliberwachung zustandig ist;

ist akkreditierte Konformitatsbewertungsstelle

eine Stelle, die Konformitatsbewertungen einschlieflich Kalibrierungen, Prifungen, Zertifizierungen und
Inspektionen durchflhrt und Uber eine Akkreditierung einer nationalen Akkreditierungsstelle nach Artikel
4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli
2008 Uber die Vorschriften fur die Akkreditierung und Marktiberwachung im Zusammenhang mit der
Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABI. L 218
vom 13.8.2008, S. 30) verfugt;

ist notifizierte Stelle

eine Stelle, die Konformitatsbewertungen durchfiihrt und der Europaischen Kommission von einem
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens iber den
Europaischen Wirtschaftsraum auf Grund eines europaischen Rechtsaktes mitgeteilt worden ist;

sind offentlich bestellte und vereidigte Sachverstandige
Sachverstandige im Sinne der §§ 36 und 36a der Gewerbeordnung;

sind die flr die Kontrolle der AuBengrenzen zustandigen Behérden
die Zollbeh6érden gemaR § 17 Absatz 2 Satz 2 des Zollverwaltungsgesetzes;

ist Tankstelle eine 6ffentliche Tankanlage mit Personal, an der Uber eine ortsfeste Vorrichtung Kraftstoffe
fur Personenkraftwagen abgegeben werden kénnen;

ist Mehrproduktzapfsaule eine Anlage zur Abgabe des Kraftstoffes, die mehrere Kraftstoffarten Gber
getrennte Zapfventile bereitstellen kann; dabei ist unerheblich, ob an der Mehrproduktzapfsaule ein oder
mehrere Kraftfahrzeuge gleichzeitig tanken kdnnen;

ist Energiekostenvergleich die Darstellung der auf Kostenbasis normierten Energieverbrauchsangaben;

ist Tankstellenbetreiber, wer die tatsachliche oder rechtliche Méglichkeit hat, die notwendigen
Entscheidungen im Hinblick auf die Anzeige des Energiekostenvergleiches gemal der Anlage zu treffen.

Abschnitt 2
Neu in Verkehr gebrachte Produkte

- Seite 4 von 14 -



Ein Service des Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts fiir Justiz — www.gesetze-im-internet.de

§ 3 Allgemeine Anforderungen an die Verbrauchskennzeichnung, an sonstige Produktinformationen
sowie an Informationen in der Werbung und in sonstigen Werbeinformationen

(1) Ein Produkt darf nur dann angeboten oder ausgestellt werden, wenn

1. die nach einer Rechtsverordnung gemaR § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union
erforderlichen Angaben Uber den Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen sowie
CO3-Emissionen und gegebenenfalls diesbezlgliche zusatzliche Angaben dem Endverbraucher mittels

Verbrauchskennzeichnung beim Anbieten oder Ausstellen des Produkts zur Kenntnis gebracht werden,
indem

a) der Handler die Verbrauchskennzeichnung an der in einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer
Verordnung der Europaischen Union vorgeschriebenen Stelle deutlich sichtbar anbringt,

b) der Hersteller des Kraftfahrzeugs oder der Lieferant die Verbrauchskennzeichnung nach MaRgabe
einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union mitliefert,
anbringt, dem Handler zur Verflgung stellt oder dem Handler die erforderlichen Angaben zur
Verflgung stellt;

2. Informationen uber den Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen sowie CO>-

Emissionen und gegebenenfalls diesbezugliche zusatzliche Angaben vom Hersteller des Kraftfahrzeugs,
vom Lieferanten oder vom Handler nach MaRgabe einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer
Verordnung der Europaischen Union mittels Verbrauchskennzeichnung oder in anderer Form in den Fallen
bereitgestellt werden, in denen der Endverbraucher das Produkt nicht ausgestellt sieht; dies umfasst
insbesondere das Anbieten von Produkten Uber den Versandhandel, in Katalogen, Uber das Internet oder
Telefonmarketing.

(2) Sind in einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union Anforderungen an
sonstige Produktinformationen festgelegt, haben der Hersteller des Kraftfahrzeugs, der Lieferant oder der Handler
diese in der vorgeschriebenen Form und zu dem vorgeschriebenen Zeitpunkt bereitzustellen, indem

a) der Lieferant produktbezogene Datenblatter bereitstellt oder diese in Produktbroschiiren aufnimmt,

b) der Lieferant und der Handler Informationen im Sinne von Artikel 5 Absatz 3 und Artikel 6 der Verordnung
(EG) Nr. 1222/2009 zur Verfligung stellen,

) der Handler einen Aushang am Verkaufsort anbringt und der Hersteller des Kraftfahrzeugs und der
Handler einen Leitfaden am Verkaufsort auf Anfrage unverzlglich und unentgeltlich aushandigen.

(3) Soweit in einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union Anforderungen an
die Werbung festgelegt sind, haben der Hersteller des Kraftfahrzeugs, der Lieferant und der Handler die hierin
genannten Angaben zu machen. Das gilt entsprechend fiir sonstige Werbeinformationen.

(4) Zur Umsetzung der Richtlinie 2014/94/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober
2014 uber den Aufbau der Infrastruktur fir alternative Kraftstoffe (ABI. L 307 vom 28.10.2014, S. 1), die

durch die Delegierte Verordnung (EU) 2018/674 (ABI. L 114 vom 4.5.2018, S. 1) geandert worden ist, und um
kinftige Kaufentscheidungen der Verbraucher bei der Personenkraftfahrzeugwahl zu unterstiitzen, haben

die Tankstellenbetreiber von Tankstellen mit mehr als sechs Mehrproduktzapfsaulen sicherzustellen, dass
wahrend der Geschaftszeiten der Tankstelle ein Energiekostenvergleich nach den MaBgaben des Artikels

1 der Durchflihrungsverordnung (EU) 2018/732 der Kommission vom 17. Mai 2018 Uber eine gemeinsame
Methode fir den auf eine Maleinheit bezogenen Preisvergleich fir alternative Kraftstoffe gemaR der Richtlinie
2014/94/EU des Europaischen Parlaments und des Rates (ABI. L 123 vom 18.5.2018, S. 85), die durch die
Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/858 (ABI. L 195 vom 19.6.2020, S. 57) geandert worden ist, und nach den
nachfolgenden Bestimmungen angebracht ist:

1. der Energiekostenvergleich ist gemalk dem Muster in der Anlage durch sichtbaren Aushang entweder
an mindestens der Halfte der Mehrproduktzapfsaulen oder an einer gut sichtbaren Stelle im Bereich des
Zahlungsortes anzubringen, dabei sollte das Format an den Mehrproduktzapfsaulen DIN A3 und im Bereich
des Zahlungsortes mindestens DIN A2 sein; bei einer digitalen Darstellung muss eine BildschirmgréBe von
mindestens 19 Zoll sichergestellt werden, wobei der Energiekostenvergleich mindestens alle 2,5 Minuten
fur jeweils 30 Sekunden angezeigt werden muss;
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2. der Energiekostenvergleich nach Satz 2 ist jeweils bis zum vierten Werktag nach einem Quartalsbeginn zu
aktualisieren.

Die amtliche Ver6ffentlichung des Energiekostenvergleiches erfolgt auf der Internetseite des Bundesministeriums
fur Wirtschaft und Energie jeweils spatestens vier Wochen vor Quartalsbeginn. Der nach Landesrecht zustandigen
Behdrde obliegt die Uberwachung der Erfullung der Pflichten nach Satz 1.

§ 4 Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen

(1) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, in Rechtsverordnungen mit Zustimmung
des Bundesrates Folgendes festzulegen:

1. produktspezifische Anforderungen an die Kennzeichnung von Produkten mit Angaben tber den Verbrauch
an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen sowie Uber CO»-Emissionen und zusatzliche Angaben,

2. Anforderungen zur Umsetzung, Konkretisierung und Durchflihrung der von der Europaischen Union auf
dem Gebiet der Verbrauchskennzeichnung erlassenen Rechtsvorschriften,

um Verbraucher besser zu informieren und sie dadurch zu sparsamerem Verbrauch an Energie und an anderen
wichtigen Ressourcen sowie zur Reduktion der COp-Emissionen anzuhalten.

(2) Durch Rechtsverordnung nach Absatz 1 kann bestimmt werden, dass

1. bei energieverbrauchsrelevanten Produkten und Bestandteilen von energieverbrauchsrelevanten
Produkten Angaben Uber den Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen oder Angaben
Uber die Auswirkungen dieser Produkte auf den Verbrauch an Energie und auf andere wichtige Ressourcen
sowie zusatzliche Angaben Uber die energieverbrauchsrelevanten Produkte zu machen sind,

2. bei Kraftfahrzeugen Angaben liber den Kraftstoffverbrauch und die CO2-Emissionen, Uber den Verbrauch
an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen und zusatzliche Angaben Uber die Kraftfahrzeuge zu
machen sind,

3. bei Reifen Angaben in Bezug auf die Kraftstoffeffizienz und zusatzliche Angaben zu machen sind.

(3) Rechtsverordnungen nach den Absatzen 1 und 2 kénnen insbesondere Folgendes regeln:

1. die Arten der erfassten energieverbrauchsrelevanten Produkte, Kraftfahrzeuge und Reifen,
2. bei energieverbrauchsrelevanten Produkten
a) Inhalt und Form der Verbrauchskennzeichnung, der sonstigen Produktinformationen, der

zusatzlichen Angaben sowie sonstiger Nachweise,
b) Aufbewahrungs- und Mitteilungspflichten von technischen Dokumentationen,
) die Angaben, die nach Absatz 2 in der Werbung und in technischen Werbeschriften zu machen
sind,
3. bei Kraftfahrzeugen Inhalt und Form der Verbrauchskennzeichnung, der sonstigen Produktinformationen
und der zusatzlichen Angaben wie

a) Hinweisschilder oder Bildschirmanzeigen am Kraftfahrzeug oder in dessen Nahe am Angebots-
oder Verkaufsort,

b) Zusammenstellung von Angaben Uber verschiedene Kraftfahrzeuge oder Kraftfahrzeuggruppen
durch Aushange, Schautafeln oder Bildschirmanzeigen am Angebots- oder Verkaufsort,

) Zusammenstellung von Angaben Uber am Markt angebotene Kraftfahrzeuge in regelmaRigen
Abstanden sowie deren Verdffentlichung und Verteilung,

d) die Angaben, die nach Absatz 2 in der Werbung und in sonstigen Werbeinformationen zu machen
sind,
4, bei Reifen

a) Inhalt und Form der Verbrauchskennzeichnung, der sonstigen Produktinformationen, der
zusatzlichen Angaben sowie sonstiger Nachweise,

b) Aufbewahrungs- und Mitteilungspflichten von technischen Unterlagen,
) die Angaben, die nach Absatz 2 in technischem Werbematerial zu machen sind,
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5. die Messnormen und -verfahren, die zur Feststellung und Uberpriifung der Konformitat der nach den
Absatzen 2 und 3 Nummer 1 bis 4 gemachten Angaben anzuwenden sind, sowie die vom jeweils
betroffenen Wirtschaftsakteur bereitzuhaltenden Unterlagen,

6. die Bestimmung von zustandigen Stellen und Behdrden sowie deren Befugnisse, insbesondere Befugnisse
zur Verhinderung einer missbrauchlichen Verwendung von Bezeichnungen,

7. die Festlegung der Pflichten der Wirtschaftsakteure, die im Zusammenhang mit dem Inverkehrbringen von
Produkten, der Bereitstellung von Produkten auf dem Markt oder der Inbetriebnahme von Produkten sowie
beim Anbieten oder Ausstellen von Produkten einzuhalten sind.

(4) Rechtsverordnungen tber die Verbrauchskennzeichnung ergehen

1. bei energieverbrauchsrelevanten Produkten im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales, dem Bundesministerium flr Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit sowie dem
Bundesministerium fr Verkehr und digitale Infrastruktur,

2. bei Kraftfahrzeugen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit sowie dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur.

§ 5 Zustandigkeit fiir die Marktiiberwachung und Zusammenarbeit; Verordnungsermachtigung

(1) Die Marktuberwachung obliegt vorbehaltlich des Satzes 3 den nach Landesrecht zustandigen Behdérden. Im
Anwendungsbereich der Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung vom 28. Mai 2004 (BGBI. 1 S. 1037),
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. August 2011 (BGBI. I S. 1756, 2095) geandert worden ist,

hat das Kraftfahrt-Bundesamt den zustéandigen Marktiberwachungsbehdérden die fur die Marktiberwachung
erforderlichen Informationen auf Anfrage zu Ubermitteln. Zustandigkeiten des Kraftfahrt-Bundesamtes nach dem
Gesetz Uber die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes in der im Bundesgesetzblatt Teil 1ll, Gliederungsnummer
9230-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes vom 8. November 2011
(BGBI. I S. 2178) gedndert worden ist, bleiben unberihrt.

(2) Die in Absatz 1 genannten Marktiberwachungsbehdrden arbeiten mit den fir die Kontrolle der AuRengrenzen
zustandigen Behérden gemal Kapitel Il Abschnitt 3 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 zusammen. Im Rahmen
dieser Zusammenarbeit kénnen die fir die Kontrolle der AuBengrenzen zustandigen Behdrden auf Ersuchen den
Marktiiberwachungsbehérden die Informationen, die sie bei der Uberfiihrung von Produkten in den zollrechtlich
freien Verkehr erlangt haben und die fiir die Aufgabenerfillung der Marktiberwachungsbehérden erforderlich
sind, Ubermitteln.

(3) Die Marktiberwachungsbehdrden und die fir die Kontrolle der AuBengrenzen zustandigen Behdrden
wahren Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse und unterliegen den flr sie geltenden Vorschriften zum Schutz
personenbezogener Daten.

(4) Die Marktiberwachungsbehdrden kénnen, soweit das Landesrecht nichts Gegenteiliges bestimmt, fur
Aufgaben bei der Durchfithrung von Verfahren zur Feststellung der Ubereinstimmung mit den Anforderungen
dieses Gesetzes, einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union folgende
Stellen und Personen heranziehen oder beauftragen:

1. akkreditierte Konformitatsbewertungsstellen,

2 nach anderen Rechtsvorschriften notifizierte Stellen,

3 sonstige in gleicher Weise kompetente Stellen,

4, offentlich bestellte und vereidigte Sachverstandige oder
5 sonstige in gleicher Weise geeignete Sachverstandige.

Absatz 1 Satz 2 sowie die Absatze 2 und 3 gelten fur die in Absatz 4 genannten Stellen entsprechend.

(5) Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung die in Absatz 4 Nummer 1 bis 5
genannten Stellen mit der teilweisen oder vollstandigen Uberwachung der Anforderungen dieses Gesetzes, einer
Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union zu beleihen.

§ 6 Marktiberwachungskonzept

(1) Die Marktuberwachungsbehdrden haben fur die in einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der
Europaischen Union genannten Produkte in Bezug auf die in diesen Rechtsvorschriften genannten Anforderungen
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und den Anforderungen dieses Gesetzes mit Ausnahme von § 3 Absatz 4 eine wirksame Marktuberwachung
auf der Grundlage eines Marktiberwachungskonzepts zu gewahrleisten. Das Marktiberwachungskonzept soll
insbesondere Folgendes umfassen:

1. die Erhebung und Auswertung von Informationen zur Ermittlung von Mangelschwerpunkten und
Warenstrémen,

2. die Aufstellung, regelmaRige Anpassung und Durchfihrung von Marktiberwachungsprogrammen, auf
deren Grundlage die Produkte Gberpruft werden kénnen, und

3. die regelmaRige, mindestens alle vier Jahre erfolgende Uberpriifung und Bewertung der Wirksamkeit des
Uberwachungskonzepts.

(2) Die zustandigen obersten Landesbehdérden stellen die Koordinierung der Marktiberwachung sowie die
Entwicklung und Fortschreibung des Marktiberwachungskonzepts sicher.

(3) Die Lander stellen die Marktiiberwachungsprogramme nach Absatz 1 Nummer 2 der Offentlichkeit in nicht
personenbezogener Form auf elektronischem Weg und gegebenenfalls in anderer Form zur Verfiigung.

§ 7 Vermutungswirkung

Werden die in diesem Gesetz, einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union
festgelegten Verbrauchskennzeichnungen flr Produkte und sonstige Produktinformationen verwendet, so wird bis
zum Beweis des Gegenteils vermutet, dass diese den dort genannten Anforderungen entsprechen.

§ 8 Stichprobenkontrollen und MarktiiberwachungsmafRnahmen

(1) Die Marktuberwachungsbehdrden kontrollieren anhand angemessener Stichproben auf geeignete Weise
und in angemessenem Umfang, ob die Anforderungen dieses Gesetzes mit Ausnahme von § 3 Absatz 4, einer
Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union an die Verbrauchskennzeichnung,
sonstige Produktinformationen sowie an die Werbung und sonstige Werbeinformationen erfullt sind.

Sofern es im Einzelfall angezeigt und erforderlich ist, Gberprifen die Marktiberwachungsbehdérden die
erforderlichen Unterlagen oder fuhren physische Kontrollen und Laborprifungen durch. Weitergehende
MarktuberwachungsmaBnahmen in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberihrt.

(2) Die Marktiberwachungsbehdrden treffen die erforderlichen MaBnahmen, wenn sie den begrindeten Verdacht
haben, dass die Verbrauchskennzeichnung oder sonstige Produktinformationen nicht die Anforderungen dieses
Gesetzes, einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union erfullen. Sie sind
insbesondere befugt,

1. anzuordnen, dass ein Produkt von einer der in § 5 Absatz 4 Nummer 1 bis 5 genannten Stellen oder
Personen Uberpruft wird,

2. fur den zur Prafung zwingend erforderlichen Zeitraum vorubergehend zu verbieten, dass ein Produkt
angeboten oder ausgestellt wird, sofern dies nach der Art des Produkts und dem AusmaR der zu
erwartenden wirtschaftlichen Einbullen zumutbar ist.

Die Marktiberwachungsbehérde widerruft oder andert eine MaBnahme nach den Satzen 1 und 2, wenn der
Wirtschaftsakteur nachweist, dass er wirksame MaRBnahmen ergriffen hat.

(3) Stellen die Marktiiberwachungsbehérden anhand der nach Absatz 1 oder 2 oder § 10 erfolgten Uberpriifungen
fest, dass die Verbrauchskennzeichnung oder sonstige Produktinformationen nicht den Anforderungen dieses
Gesetzes, einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union entsprechen, so
treffen sie die erforderlichen MaBnahmen. Sie sind insbesondere befugt,

1. Malnahmen anzuordnen, die gewahrleisten, dass eine unrichtige oder unvollstandige
Verbrauchskennzeichnung oder sonstige Produktinformationen korrigiert werden,

2. Malnahmen anzuordnen, die gewahrleisten, dass ein Produkt erst dann angeboten oder ausgestellt
wird, wenn die in einer Rechtsverordnung nach § 4 oder in einer Verordnung der Europaischen Union
festgelegten Anforderungen erfllt sind.

Die Marktiberwachungsbehérde widerruft oder andert eine Malnahme nach den Satzen 1 und 2, wenn der
Wirtschaftsakteur nachweist, dass er wirksame MaRnahmen ergriffen hat.

(4) Bei Fortdauern des nach Absatz 3 festgestellten VerstolRes treffen die Marktliberwachungsbehdrden die
erforderlichen MalBnahmen. Sie sind insbesondere befugt
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das Anbieten oder Ausstellen eines Produkts zu untersagen,
das Inverkehrbringen eines Produkts zu untersagen,
die Rlicknahme oder den Rickruf eines Produkts anzuordnen oder diese sicherzustellen,

e

zu untersagen, dass ein energieverbrauchsrelevantes Produkt im Sinne des § 2 Nummer 4 der
Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung vom 30. Oktober 1997 (BGBI. | S. 2616), die zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Mai 2012 (BGBI. I S. 1070) geandert worden ist, in Betrieb genommen
wird.

Die Marktiberwachungsbehérde widerruft oder andert eine MaBnahme nach den Satzen 1 und 2, wenn der
Wirtschaftsakteur nachweist, dass er wirksame MaRnahmen ergriffen hat.

(5) BeschlieBt die Marktiiberwachungsbehdérde, ein Produkt, das in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens (iber den Europaischen Wirtschaftsraum hergestellt wurde,

vom Markt zu nehmen, das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme des Produkts zu untersagen oder dessen
Anbieten oder Ausstellen zu untersagen, so hat sie den betroffenen Wirtschaftsakteur hiervon in Kenntnis zu
setzen.

(6) Die Marktiberwachungsbehdérden informieren und unterstiitzen sich gegenseitig bei
MarktliberwachungsmaBnahmen nach den Absatzen 1 bis 4.

§ 9 Adressaten der Stichprobenkontrollen und MarktiiberwachungsmaBnahmen

(1) Die Stichprobenkontrollen und MaBnahmen der Marktuberwachungsbehdrden im Sinne des § 8 Absatz 1 bis 4
sind gegen den jeweils betroffenen Wirtschaftsakteur gerichtet.

(2) Der nach Absatz 1 betroffene Wirtschaftsakteur ist vor Erlass einer MaBnahme nach § 8 Absatz 2 bis 4 gemaR
§ 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit der Malgabe anzuhéren, dass die Anhérungsfrist nicht kirzer als
zehn Tage sein darf. Wurde eine MalBnahme getroffen, ohne dass der Wirtschaftsakteur gehért wurde, wird ihm so
schnell wie méglich Gelegenheit gegeben, sich zu auern. Die MaBnahme wird daraufhin umgehend Uberpruft.

(3) Fur alle Marktiberwachungsmalnahmen nach § 8 Absatz 2 bis 4 gilt § 59 der Verwaltungsgerichtsordnung
entsprechend.

§ 10 Betretensrechte, Befugnisse und Duldungspflichten

(1) Die Marktuberwachungsbehdrden und ihre Beauftragten sind, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben
erforderlich ist, befugt, zu den ublichen Betriebs- und Geschaftszeiten Geschaftsraume oder Betriebsgrundsticke
Zu betreten, in oder auf denen im Rahmen einer Geschaftstatigkeit Produkte im Anwendungsbereich dieses
Gesetzes

1. hergestellt werden,

2 zum Zwecke der Bereitstellung auf dem Markt lagern,
3. angeboten werden oder

4 ausgestellt sind.

(2) Die Marktuberwachungsbehdrden und ihre Beauftragten sind befugt, die Produkte zu besichtigen, zu prifen
oder prifen zu lassen. Hat die Prafung ergeben, dass die Anforderungen an die Verbrauchskennzeichnung

oder an sonstige Produktinformationen im Sinne dieses Gesetzes, einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer
Verordnung der Europaischen Union nicht erfullt sind, so kdnnen die Marktiberwachungsbehérden die Kosten fur
Besichtigungen und Prifungen vom jeweils betroffenen Wirtschaftsakteur verlangen, der das Produkt herstellt,
zum Zwecke der Bereitstellung auf dem Markt lagert, anbietet oder ausstellt.

(3) Die Marktuberwachungsbehdrden und ihre Beauftragten kénnen Proben entnehmen, Muster verlangen und
die fur ihre Aufgabenerfullung erforderlichen Unterlagen und Informationen anfordern. Die Proben, Muster,
Unterlagen und Informationen sind unentgeltlich zur Verfligung zu stellen. Ist die unentgeltliche Uberlassung
wirtschaftlich nicht zumutbar, ist auf Verlangen eine angemessene Entschadigung zu leisten.

(4) Der betroffene Wirtschaftsakteur hat die MaBnahmen nach den Absatzen 1 und 2 zu dulden und
die Marktiberwachungsbehérden sowie deren Beauftragte zu unterstitzen. Er ist verpflichtet, den
Marktuberwachungsbehdrden auf Verlangen die Auskinfte zu erteilen, die zur Erflllung ihrer Aufgaben
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erforderlich sind. Er kann die Auskunft zu Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn oder einen seiner in § 383
Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehdérigen der Gefahr aussetzen wirde, wegen
einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden. Er ist Uber sein Recht zur Auskunftsverweigerung zu
belehren.

(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten entsprechend fiir Geschaftsraume oder Betriebsgrundstiicke, in oder auf denen
im Rahmen einer Geschaftstatigkeit energieverbrauchsrelevante Produkte im Sinne des § 2 Nummer 4 der
Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung in Betrieb genommen werden.

§ 11 Meldeverfahren

(1) Trifft die Marktiberwachungsbehérde Malnahmen nach § 8 Absatz 4, durch die das Anbieten oder Ausstellen
eines Produkts untersagt wird, informiert sie hiertiber unter Angabe der Grinde und soweit erforderlich
einschlieBlich personenbezogener Daten

1. fur den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten die
beauftragte Stelle im Sinne des § 13 und

2. fur den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von Kraftfahrzeugen und Reifen das Bundesministerium fir
Wirtschaft und Energie.

(2) FGr den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten Gberprift die
beauftragte Stelle im Sinne des § 13 die eingegangene Meldung nach Absatz 1 Nummer 1 auf Vollstandigkeit und
Schlissigkeit und informiert soweit erforderlich einschliellich personenbezogener Daten das Bundesministerium
fur Wirtschaft und Energie Gber die Meldung nach Absatz 1 Nummer 1 und leitet diese soweit erforderlich
einschlieBlich personenbezogener Daten unverziglich der Europaischen Kommission und den Mitgliedstaaten der
Europaischen Union und den Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zu. Die
beauftragte Stelle informiert soweit erforderlich einschlieBlich personenbezogener Daten das Bundesministerium
fur Wirtschaft und Energie und die Marktiberwachungsbehdrden Gber Meldungen der Kommission oder

eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens ber den
Europaischen Wirtschaftsraum.

(3) Fir den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von Kraftfahrzeugen und Reifen Uberpriift das
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie die nach Absatz 1 Nummer 2 eingegangene Meldung auf
Vollstandigkeit und Schlissigkeit und leitet diese soweit erforderlich einschlieBlich personenbezogener
Daten unverziglich der Europaischen Kommission und den Mitgliedstaaten der Europaischen Union und
den Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zu. Das Bundesministerium
fur Wirtschaft und Energie informiert soweit erforderlich einschlieRlich personenbezogener Daten die
Marktiberwachungsbehdrden Gber Meldungen der Kommission oder eines anderen Mitgliedstaates der
Europaischen Union oder eines Vertragsstaates des Abkommens (iber den Europaischen Wirtschaftsraum.

(4) Fir den Informationsaustausch sind so weit wie mdglich elektronische Kommunikationsmittel zu benutzen.

§ 12 Berichtspflichten

(1) Die zustandigen obersten Landesbehdrden berichten jahrlich in nicht personenbezogener Form Uber die
ergriffenen VollzugsmaBnahmen und Tatigkeiten zur Durchsetzung der in diesem Gesetz oder auf Grund dieses
Gesetzes festgelegten Anforderungen. Sie Ubermitteln diese Berichte

1. der beauftragten Stelle im Sinne des § 13 flr den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von
energieverbrauchsrelevanten Produkten,

2. dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie fir den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von
Kraftfahrzeugen und Reifen sowie des Energiekostenvergleiches gemaR § 3 Absatz 4.

(2) Die zustandigen obersten Landesbehdrden Uberprifen regelmaBig die Funktionsweise der
Marktiberwachungstatigkeiten und informieren hiertber in nicht personenbezogener Form

1. die beauftragte Stelle im Sinne des § 13 fur den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von
energieverbrauchsrelevanten Produkten,

2. das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie fiir den Bereich der Verbrauchskennzeichnung von
Kraftfahrzeugen und Reifen.
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(3) Die beauftragte Stelle im Sinne des § 13 erstellt alle vier Jahre einen Bericht, in dem sie in nicht
personenbezogener Form Folgendes zusammenfasst:

1. die ihr Gbermittelten Informationen Uber die ergriffenen VollzugsmaBnahmen sowie

2. die Uberpriifung und Bewertung der Funktionsweise der Uberwachungstatigkeiten fiir den Bereich der
Verbrauchskennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten.

(4) Die beauftragte Stelle (ibermittelt den Bericht an die Europaische Kommission und stellt ihn der Offentlichkeit
in nicht personenbezogener Form auf elektronischem Weg und gegebenenfalls in anderer Form zur Verfuagung.
Der erste Bericht muss spatestens bis zum 19. Juni 2014 der Europaischen Kommission Ubermittelt werden.

§ 13 Beauftragte Stelle

Beauftragte Stelle flir die Verbrauchskennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten
im Anwendungsbereich der Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung ist die Bundesanstalt fur
Materialforschung und -prifung.

§ 14 Aufgaben der beauftragten Stelle

(1) Die Aufgaben der beauftragten Stelle umfassen
1. das Meldeverfahren im Sinne des § 11 Absatz 2,
2. die Berichtspflichten im Sinne des § 12 Absatz 3 und 4.

(2) Die beauftragte Stelle unterstutzt die Marktiberwachungsbehorden bei der Entwicklung und Durchfihrung des
Uberwachungskonzepts nach § 6 Absatz 1 sowie bei technischen oder wissenschaftlichen Fragestellungen fur den
Bereich der Verbrauchskennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten.

(3) Die beauftragte Stelle stellt ein umfassendes Informationsangebot zu den Anforderungen an die
Energieverbrauchskennzeichnung zusammen mit dem Ziel, die Wirtschaft, insbesondere kleine und mittlere
Unternehmen sowie Kleinstunternehmen, dabei zu unterstitzen, die Anforderungen einer Rechtsverordnung nach
§ 4 oder einer Verordnung der Europaischen Union zu erfillen.

(4) Die beauftragte Stelle unterstutzt das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie im Prozess der
Verabschiedung von Verordnungen der Europaischen Union auf der Grundlage des Artikels 10 der Richtlinie
2010/30/EU.

§ 15 BuBgeldvorschriften; Verordnungsermachtigung

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer Rechtsverordnung nach § 4 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung flr einen bestimmten Tatbestand auf
diese BuBgeldvorschrift verweist,

la. entgegen § 3 Absatz 4 Satz 1 nicht sicherstellt, dass ein Energiekostenvergleich angebracht ist,
einer vollziehbaren Anordnung nach § 10 Absatz 3 Satz 1 zuwiderhandelt,
entgegen § 10 Absatz 4 Satz 1 eine MaBRnahme nicht duldet,

entgegen § 10 Absatz 4 Satz 2 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
erteilt, oder

5. einer unmittelbar geltenden Vorschrift in Rechtsakten der Europaischen Gemeinschaft oder der
Europaischen Union zuwiderhandelt, die inhaltlich einer Regelung entspricht, zu der die in Nummer 1
genannten Vorschriften ermachtigen, soweit eine Rechtsverordnung nach Absatz 3 fiir einen bestimmten
Tatbestand auf diese BuRgeldvorschrift verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRBe bis zu finfzigtausend Euro geahndet werden.

(3) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, soweit dies zur Durchsetzung der
Rechtsakte der Europaischen Gemeinschaft oder der Europaischen Union erforderlich ist, durch Rechtsverordnung
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mit Zustimmung des Bundesrates die Tatbestande zu bezeichnen, die als Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1
Nummer 5 geahndet werden kénnen.

Abschnitt 3
Ubergangsregelung

§ 16 Berechtigung zur Abrechnung von Etiketten

Ein Bezirksschornsteinfeger, der nach § 17 Absatz 3 dieses Gesetzes in der bis zum Ablauf des 29. Juli 2026
geltenden Fassung einen Anspruch auf eine Aufwandsentschadigung erworben hat, kann diesen Anspruch bis zum
Ablauf des 23. August 2026 beim Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle geltend machen.

Anlage (zu § 3 Absatz 4)
Poster zum Energiekostenvergleich

(Fundstelle: BGBI. 1 3062, 3063)

Vorlage DIN A2

- Seite 12 von 14 -



Ein Service des Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts fiir Justiz — www.gesetze-im-internet.de

$ Bundasministerium
firr Wirtschaft
und Enargie

Super

Super E10

Diesel

Strom
Erdgas H
Autogas

Wasserstoff

- Seite 13 von 14 -



Ein Service des Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts fiir Justiz — www.gesetze-im-internet.de

Vorlage DIN A3

Super

Super E10

Diesel

Strom

Erdgas H

Autopgas

- Seite 14 von 14 -



	Gesetz zur Kennzeichnung von energieverbrauchsrelevanten Produkten, Personenkraftwagen und Reifen mit Angaben über den Verbrauch an Energie und an anderen wichtigen Ressourcen (Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz - EnVKG)
	Fußnote
	Inhaltsübersicht 
	Abschnitt 1Allgemeine Vorschriften
	§ 1 Anwendungsbereich
	§ 2 Begriffsbestimmungen
	Abschnitt 2Neu in Verkehr gebrachte Produkte
	§ 3 Allgemeine Anforderungen an die Verbrauchskennzeichnung, an sonstige Produktinformationen sowie an Informationen in der Werbung und in sonstigen Werbeinformationen
	§ 4 Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen
	§ 5 Zuständigkeit für die Marktüberwachung und Zusammenarbeit; Verordnungsermächtigung
	§ 6 Marktüberwachungskonzept
	§ 7 Vermutungswirkung
	§ 8 Stichprobenkontrollen und Marktüberwachungsmaßnahmen
	§ 9 Adressaten der Stichprobenkontrollen und Marktüberwachungsmaßnahmen
	§ 10 Betretensrechte, Befugnisse und Duldungspflichten
	§ 11 Meldeverfahren
	§ 12 Berichtspflichten
	§ 13 Beauftragte Stelle
	§ 14 Aufgaben der beauftragten Stelle
	§ 15 Bußgeldvorschriften; Verordnungsermächtigung
	Abschnitt 3Übergangsregelung
	§ 16 Berechtigung zur Abrechnung von Etiketten
	Anlage (zu § 3 Absatz 4)Poster zum Energiekostenvergleich

